
Ordentliche Hauptversammlung der
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am 12. Mai 2014

Erläuterungen 
zu den Rechten der Aktionäre nach
§ 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, und den

§§ 127, 131 Abs. 1 Aktiengesetz (AktG)
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Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre,

die Einberufung der ordentlichen Hauptversammlung für den 12. Mai 2014 wurde im Bundesanzeiger unter 
www.bundesanzeiger.de veröffentlicht.

Dort wurde darauf hingewiesen, dass von der Einberufung der Hauptversammlung an weitergehende Informa-
tionen zu den Rechten der Aktionäre gemäß § 122 Absatz 2, § 126 Absatz 1, § 127 und § 131 Absatz 1 AktG auf 
der Internetseite www.bet-at-home.ag unter der Rubrik „Hauptversammlung“ zugänglich gemacht werden. Im 
Folgenden werden die genannten Rechte der Aktionäre noch näher erläutert.

Der Vorstand
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1. Rechte der Aktionäre, eine Ergänzung der 
Tagesordnung zu verlangen (§ 122 Abs. 2 
AktG)

a. Aktionäre, deren Anteile zusammen den 
zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den 
anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen, 
können gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, 
dass Gegenstände auf die Tagesordnung ge-
setzt und bekanntgemacht werden. Jedem 
neuen Gegenstand muss eine Begründung 
oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das 
Verlangen ist in schriftlicher Form (§ 126 BGB) 
an den Vorstand zu richten und an die in der 
Einberufung genannte Anschrift der Gesell-
schaft zu senden.

b. Verlangen zur Ergänzung der Tagesordnung 
müssen der Gesellschaft mindestens 24 Tage 
vor der Versammlung zugehen. Der Tag des 
Zugangs und der Tag der Hauptversammlung 
sind nicht mitzurechnen. Die konkreten Fris-
ten für die Ausübung der Rechte sind in der 
Einberufung mitgeteilt. Dort finden sich auch 
nähere Angaben zu der Aktienbesitzzeit, die 
erforderlich ist, damit ein Ergänzungsverlan-
gen eines Aktionärs Berücksichtigung findet.

c. Bekanntzumachende Ergänzungen der Tages-
ordnung werden –soweit sie nicht bereits mit 
der Einberufung bekanntgemacht werden –
unverzüglich im Bundesanzeiger unter 
www.bundesanzeiger.de bekanntgemacht. 
Sie werden außerdem unverzüglich über die 
in der Einberufung hierfür mitgeteilte Inter-
netadresse der Gesellschaft zugänglich ge-
macht.

d. Die Gesellschaft ist keine börsennotierte Ge-
sellschaft im Sinne des Aktiengesetzes.

e. Gesetzliche Grundlagen: 

i. § 122 Abs. 1 und 2 AktG enthält die 
gesetzlichen Grundlagen für ein 
Verlangen zur Ergänzung der Ta-
gesordnung und lautet wie folgt:

„(1) Die Hauptversammlung ist 
einzuberufen, wenn Aktionäre, 
deren Anteile zusammen den 

zwanzigsten Teil des Grundkapi-
tals erreichen, die Einberufung 
schriftlich unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe verlan-
gen; das Verlangen ist an den 
Vorstand zu richten. Die Satzung 
kann das Recht, die Einberufung 
der Hauptversammlung zu ver-
langen, an eine andere Form und 
an den Besitz eines geringeren 
Anteils am Grundkapital knüpfen. 
§ 142 Abs. 2 Satz 2 gilt entspre-
chend.

(2) In gleicher Weise können Ak-
tionäre, deren Anteile zusammen 
den zwanzigsten Teil des Grund-
kapitals oder den anteiligen Be-
trag von 500.000 Euro erreichen, 
verlangen, dass Gegenstände auf 
die Tagesordnung gesetzt und 
bekanntgemacht werden. Jedem 
neuen Gegenstand muss eine Be-
gründung oder eine Beschlussvor-
lage beiliegen. Das Verlangen im 
Sinne des Satzes 1 muss der Ge-
sellschaft mindestens 24 Tage, bei 
börsennotierten Gesellschaften 
mindestens 30 Tage vor der Ver-
sammlung zugehen; der Tag des 
Zugangs ist nicht mitzurechnen.“ 
(Unterstreichung erfolgte durch 
die Gesellschaft).

ii. § 142 Abs. 2 Satz 2 AktG, der ge-
mäß § 122 Abs. 1 und 2 AktG ent-
sprechend Anwendung findet und 
die erforderliche Vorbesitzzeit re-
gelt, lautet wie folgt:

„Die Antragsteller haben nachzu-
weisen, dass sie seit mindestens 
drei Monaten vor dem Tag der 
Hauptversammlung Inhaber der 
Aktien sind und dass sie die Ak-
tien bis zur Entscheidung über 
den Antrag halten.“
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iii. Für die Berechnung der Aktienbe-
sitzzeit enthält § 70 AktG folgende 
Bestimmung:

„Ist die Ausübung von Rechten 
aus der Aktie davon abhängig, 
dass der Aktionär während eines 
bestimmten Zeitraums Inhaber 
der Aktie gewesen ist, so steht 
dem Eigentum ein Anspruch auf 
Übereignung gegen ein Kreditin-
stitut, Finanzdienstleistungsinsti-
tut oder ein nach 
§ 53 Abs. 1 Satz 1 oder 
§ 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 
des Gesetzes über das Kreditwe-
sen tätiges Unternehmen gleich. 
Die Eigentumszeit eines Rechts-
vorgängers wird dem Aktionär 
zugerechnet, wenn er die Aktie 
unentgeltlich, von seinem Treu-
händer, als Gesamtrechtsnach-
folger, bei Auseinandersetzung 
einer Gemeinschaft oder bei einer 
Bestandsübertragung nach § 14 
des Versicherungsaufsichtsgeset-
zes oder § 14 des Gesetzes über 
Bausparkassen erworben hat.“

2. Rechte der Aktionäre zur Ankündigung von 
Anträgen und Wahlvorschlägen 
(§§ 126 Abs. 1; 127 AktG)

a. Jeder Aktionär hat das Recht, in der Haupt-
versammlung Anträge und Wahlvorschläge zu 
Punkten der Tagesordnung sowie zur Ge-
schäftsordnung der Hauptversammlung zu 
stellen, ohne dass es hierfür vor der Haupt-
versammlung einer Ankündigung, Veröffentli-
chung oder sonstigen besonderen Handlung 
bedarf. 

b. Nach § 126 Abs. 1 AktG sind Anträge von Ak-
tionären einschließlich des Namens des Ak-
tionärs, der Begründung und einer etwaigen 
Stellungnahme der Verwaltung den in 
§ 125 Abs. 1 bis 3 AktG genannten Berechtig-
ten unter den dortigen Voraussetzungen zu-
gänglich zu machen, wenn der Aktionär 
mindestens 14 Tage vor der Versammlung der 
Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen 

Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu 
einem bestimmten Punkt der Tagesordnung 
mit Begründung an die in der Einberufung 
hierfür mitgeteilte Adresse übersandt hat. 
Der Tag des Zugangs und der Tag der Haupt-
versammlung sind nicht mitzurechnen. Die 
konkreten Fristen für die Ausübung der Rech-
te sind in der Einberufung mitgeteilt. 

c. Ein Gegenantrag und dessen Begründung 
brauchen nicht zugänglich gemacht zu wer-
den, wenn die Voraussetzungen des § 126 
Abs. 2 Satz 1 AktG vorliegen. Die Begründung 
braucht nicht zugänglich gemacht werden, 
wenn die Voraussetzungen des § 126 Abs. 2 
Satz 2 AktG vorliegen.

d. Nach § 127 AktG gilt für den Vorschlag eines 
Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitglie-
dern oder von Abschlussprüfern § 126 AktG 
sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht aller-
dings nicht begründet zu werden. Der Vor-
stand braucht den Wahlvorschlag auch dann 
nicht zugänglich zu machen, wenn der Vor-
schlag nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 
Satz 4 AktG enthält.

e. Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären 
sind an die in der Einberufung hierfür mitge-
teilte Adresse zu übersenden. Anderweitig 
adressierte Anträge und Wahlvorschläge 
werden nicht berücksichtigt. Aktionäre wer-
den gebeten, bei der Übermittlung von An-
trägen und Wahlvorschlägen einen Nachweis 
ihrer Aktionärseigenschaft zu führen. Hierzu 
kann eine Bestätigung der Depotbank über 
den Anteilsbesitz in Textform vorgelegt wer-
den.

f. Rechtzeitig unter der in der Einberufung an-
gegebenen Adresse eingegangene Anträge 
und Wahlvorschläge werden nebst einer et-
waigen Stellungnahme der Verwaltung gemäß 
den gesetzlichen Bestimmungen im Internet 
unverzüglich über die in der Einberufung hier-
für mitgeteilte Internetadresse der Gesell-
schaft zugänglich gemacht.
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g. Gesetzliche Grundlagen: 

i. § 126 AktG lautet wie folgt:

„§ 126 Anträge von Aktionären

(1) Anträge von Aktionären ein-
schließlich des Namens des Aktio-
närs, der Begründung und einer 
etwaigen Stellungnahme der 
Verwaltung sind den in 
§ 125 Abs. 1 bis 3 genannten Be-
rechtigten unter den dortigen Vo-
raussetzungen zugänglich zu 
machen, wenn der Aktionär min-
destens 14 Tage vor der Ver-
sammlung der Gesellschaft einen 
Gegenantrag gegen einen Vor-
schlag von Vorstand und Auf-
sichtsrat zu einem bestimmten 
Punkt der Tagesordnung mit Be-
gründung an die in der Einberu-
fung hierfür mitgeteilte Adresse 
übersandt hat. Der Tag des Zu-
gangs ist nicht mitzurechnen. Bei 
börsennotierten Gesellschaften 
hat das Zugänglichmachen über 
die Internetseite der Gesellschaft 
zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt ent-
sprechend.

(2) Ein Gegenantrag und dessen 
Begründung brauchen nicht zu-
gänglich gemacht zu werden, 

1. soweit sich der Vorstand durch 
das Zugänglichmachen strafbar 
machen würde,

2. wenn der Gegenantrag zu 
einem gesetz- oder satzungswid-
rigen Beschluss der Hauptver-
sammlung führen würde,

3. wenn die Begründung in we-
sentlichen Punkten offensichtlich 
falsche oder irreführende Anga-
ben oder wenn sie Beleidigungen 
enthält,

4. wenn ein auf denselben Sach-
verhalt gestützter Gegenantrag 
des Aktionärs bereits zu einer 
Hauptversammlung der Gesell-
schaft nach § 125 zugänglich ge-
macht worden ist,

5. wenn derselbe Gegenantrag 
des Aktionärs mit wesentlich glei-
cher Begründung in den letzten 
fünf Jahren bereits zu mindestens 
zwei Hauptversammlungen der 
Gesellschaft nach § 125 zugäng-
lich gemacht worden ist und in 
der Hauptversammlung weniger 
als der zwanzigste Teil des vertre-
tenen Grundkapitals für ihn ge-
stimmt hat,

6. wenn der Aktionär zu erkennen 
gibt, dass er an der Hauptver-
sammlung nicht teilnehmen und 
sich nicht vertreten lassen wird, 
oder

7. wenn der Aktionär in den letz-
ten zwei Jahren in zwei Hauptver-
sammlungen einen von ihm 
mitgeteilten Gegenantrag nicht 
gestellt hat oder nicht hat stellen 
lassen.

Die Begründung braucht nicht zu-
gänglich gemacht zu werden, 
wenn sie insgesamt mehr als 
5.000 Zeichen beträgt.

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu 
demselben Gegenstand der Be-
schlussfassung Gegenanträge, so 
kann der Vorstand die Gegenan-
träge und ihre Begründungen zu-
sammenfassen.“

ii. § 127 AktG lautet wie folgt:

„§ 127 Wahlvorschläge von Ak-
tionären

Für den Vorschlag eines Aktionärs 
zur Wahl von Aufsichtsratsmit-
gliedern oder von Abschlussprü-
fern gilt § 126 sinngemäß. Der 
Wahlvorschlag braucht nicht be-
gründet zu werden. Der Vorstand 
braucht den Wahlvorschlag auch 
dann nicht zugänglich zu machen, 
wenn der Vorschlag nicht die An-
gaben nach § 124 Abs. 3 Satz 31

und § 125 Abs. 1 Satz 5 enthält.“

                                                          
1 Gemeint ist § 124 Abs. 3 Satz 4 AktG, da das Gesetz an 
dieser Stelle eine unzutreffende Verweisung enthält.
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iii. § 124 Abs. 3 Satz 4 AktG lautet wie 
folgt:

„Der Vorschlag zur Wahl von Auf-
sichtsratsmitgliedern oder Prüfern 
hat deren Namen, ausgeübten 
Beruf und Wohnort anzugeben.“

3. Auskunftsrecht des Aktionärs in der Haupt-
versammlung (§ 131 Abs. 1 AktG)

a. Jedem Aktionär ist gemäß § 131 Abs. 1 AktG 
auf ein in der Hauptversammlung mündlich 
gestelltes Verlangen vom Vorstand in der 
Hauptversammlung Auskunft über Angele-
genheiten der Gesellschaft zu geben, soweit 
sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gegen-
stands der Tagesordnung erforderlich ist und 
kein Auskunftsverweigerungsrecht besteht. 
Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf
die rechtlichen und geschäftlichen Beziehun-
gen der Gesellschaft zu einem verbundenen 
Unternehmen und die Lage des Konzerns und 
der in den Konzernabschluss einbezogenen 
Unternehmen.

b. Nach § 19 Abs. 4 der Satzung der Gesellschaft 
ist der Versammlungsleiter berechtigt, zu Be-
ginn der Hauptversammlung oder während 
ihres Verlaufs für das Rede- und Fragerecht 
der Aktionäre zusammengenommen einen 
angemessenen zeitlichen Rahmen für den 
ganzen Hauptversammlungsverlauf, für den 
einzelnen Tagesordnungspunkt, für den ein-
zelnen Redner sowie für einzelne Frage- und 
Redebeiträge zu setzen. Unabhängig von dem 
Recht des Versammlungsleiters, das Frage-
und Rederecht der Aktionäre nach dieser 
Maßgabe zu beschränken, kann er unter Be-
rücksichtigung der jeweiligen Umstände der 
Hauptversammlung um 22:30 Uhr des Ver-
sammlungstags den Debattenschluss anord-
nen und mit den Abstimmungen zu den 
Tagesordnungspunkten beginnen. Nach An-
ordnung des Debattenschlusses sind weitere 
Fragen nicht mehr zulässig. ist der Versamm-
lungsleiter berechtigt, das Rede- und Frage-
recht der Aktionäre zeitlich angemessen zu 
beschränken; er kann insbesondere einen an-

gemessenen zeitlichen Rahmen für den gan-
zen Hauptversammlungsverlauf, für den ein-
zelnen Tagesordnungspunkt und für den 
einzelnen Redner setzen.

c. Gesetzliche Grundlagen und Satzungsrege-
lungen: 

i. Das Auskunftsrecht und etwaige 
Gründe für eine Verweigerung der 
Auskunft sind in § 131 AktG gere-
gelt. § 131 AktG lautet wie folgt:

„§ 131 Auskunftsrecht des Aktio-
närs

(1) Jedem Aktionär ist auf Verlan-
gen in der Hauptversammlung 
vom Vorstand Auskunft über An-
gelegenheiten der Gesellschaft zu 
geben, soweit sie zur sachgemä-
ßen Beurteilung des Gegenstands 
der Tagesordnung erforderlich ist. 
Die Auskunftspflicht erstreckt sich 
auch auf die rechtlichen und ge-
schäftlichen Beziehungen der Ge-
sellschaft zu einem verbundenen 
Unternehmen. Macht eine Gesell-
schaft von den Erleichterungen 
nach § 266 Abs. 1 Satz 2 2, § 276 
oder § 288 des Handelsgesetz-
buchs Gebrauch, so kann jeder 
Aktionär verlangen, dass ihm in 
der Hauptversammlung über den 
Jahresabschluss der Jahresab-
schluss in der Form vorgelegt 
wird, die er ohne Anwendung die-
ser Vorschriften hätte. Die Aus-
kunftspflicht des Vorstands eines 
Mutterunternehmens (§ 290 Abs. 
1, 2 des Handelsgesetzbuchs) in 
der Hauptversammlung, der der 
Konzernabschluss und der Kon-
zernlagebericht vorgelegt wer-
den, erstreckt sich auch auf die 
Lage des Konzerns und der in den 
Konzernabschluss einbezogenen 
Unternehmen.

                                                          
2 Gemeint ist § 266 Abs. 1 Satz 3 HGB, da das Gesetz an 
dieser Stelle eine unzutreffende Verweisung enthält.
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(2) Die Auskunft hat den Grund-
sätzen einer gewissenhaften und 
getreuen Rechenschaft zu ent-
sprechen. Die Satzung oder die 
Geschäftsordnung gemäß § 129 
kann den Versammlungsleiter 
ermächtigen, das Frage- und Re-
derecht des Aktionärs zeitlich an-
gemessen zu beschränken, und 
Näheres dazu bestimmen.

(3) Der Vorstand darf die Aus-
kunft verweigern, 

1. soweit die Erteilung der Aus-
kunft nach vernünftiger kauf-
männischer Beurteilung geeignet 
ist, der Gesellschaft oder einem 
verbundenen Unternehmen einen 
nicht unerheblichen Nachteil zu-
zufügen;

2. soweit sie sich auf steuerliche 
Wertansätze oder die Höhe ein-
zelner Steuern bezieht;

3. über den Unterschied zwischen 
dem Wert, mit dem Gegenstände 
in der Jahresbilanz angesetzt 
worden sind, und einem höheren 
Wert dieser Gegenstände, es sei 
denn, dass die Hauptversamm-
lung den Jahresabschluss fest-
stellt;

4. über die Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden, soweit die 
Angabe dieser Methoden im An-
hang ausreicht, um ein den tat-
sächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft im Sinne des § 
264 Abs. 2 des Handelsgesetz-
buchs zu vermitteln; dies gilt 
nicht, wenn die Hauptversamm-
lung den Jahresabschluss fest-
stellt;

5. soweit sich der Vorstand durch 
die Erteilung der Auskunft straf-
bar machen würde;

6. soweit bei einem Kreditinstitut 
oder Finanzdienstleistungsinstitut 
Angaben über angewandte Bilan-
zierungs- und Bewertungsmetho-

den sowie vorgenommene Ver-
rechnungen im Jahresabschluss, 
Lagebericht, Konzernabschluss 
oder Konzernlagebericht nicht 
gemacht zu werden brauchen;

7. soweit die Auskunft auf der 
Internetseite der Gesellschaft 
über mindestens sieben Tage vor 
Beginn und in der Hauptver-
sammlung durchgängig zugäng-
lich ist.

Aus anderen Gründen darf die 
Auskunft nicht verweigert wer-
den.

(4) Ist einem Aktionär wegen sei-
ner Eigenschaft als Aktionär eine 
Auskunft außerhalb der Haupt-
versammlung gegeben worden, 
so ist sie jedem anderen Aktionär 
auf dessen Verlangen in der 
Hauptversammlung zu geben, 
auch wenn sie zur sachgemäßen 
Beurteilung des Gegenstands der 
Tagesordnung nicht erforderlich 
ist. Der Vorstand darf die Aus-
kunft nicht nach 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 bis 4 verwei-
gern. Sätze 1 und 2 gelten nicht, 
wenn ein Tochterunternehmen 
(§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgeset
zbuchs), ein Gemeinschaftsunter-
nehmen (§ 310 Abs. 1 des Han-
delsgesetzbuchs) oder ein 
assoziiertes Unternehmen 
(§ 311 Abs. 1 des Handelsgesetz-
buchs) die Auskunft einem Mut-
terunternehmen 
(§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsge-
setzbuchs) zum Zwecke der Einbe-
ziehung der Gesellschaft in den 
Konzernabschluss des Mutter-
unternehmens erteilt und die 
Auskunft für diesen Zweck benö-
tigt wird.

(5) Wird einem Aktionär eine 
Auskunft verweigert, so kann er 
verlangen, dass seine Frage und 
der Grund, aus dem die Auskunft 
verweigert worden ist, in die Nie-
derschrift über die Verhandlung 
aufgenommen werden.“
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ii. § 19 Abs. 4 der Satzung lautet wie 
folgt:

„Der Versammlungsleiter ist be-
rechtigt, zu Beginn der Hauptver-
sammlung oder während ihres 
Verlaufs für das Rede- und Frage-
recht der Aktionäre zusammen-
genommen einen angemessenen 
zeitlichen Rahmen für den ganzen 
Hauptversammlungsverlauf, für 
den einzelnen Tagesordnungs-
punkt, für den einzelnen Redner 
sowie für einzelne Frage- und Re-
debeiträge zu setzen. Unabhängig 
von dem Recht des Versamm-
lungsleiters, das Frage- und Rede-
recht der Aktionäre nach dieser 
Maßgabe zu beschränken, kann 
er unter Berücksichtigung der je-
weiligen Umstände der Hauptver-
sammlung um 22:30 Uhr des 
Versammlungstags den Debat-
tenschluss anordnen und mit den 
Abstimmungen zu den Tagesord-
nungspunkten beginnen. Nach 
Anordnung des Debattenschlus-
ses sind weitere Fragen nicht 
mehr zulässig.“

Ende der Erläuterungen 


